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Antrag 

der Abgeordneten Margareta Wolf, Marieluise Beck (Bremen), Matthias Berninger, 
Andrea Fischer (Berlin), Kristin Heyne, Wolfgang Schmitt (Langenfeld), Werner 
Schulz (Berlin), Rainder Steenblock und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Reform blockaden überwinden: Die ökologische, wirtschaftliche und soziale 
Erneuerung einleiten 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Das 50-Punkte-Programm der Bundesregierung ist unglaubwürdig 

Die Bundesregierung hat zusammen mit dem diesjährigen Jah- 
reswirtschaftsbericht ein „Aktionsprogramm für Investitionen und 
Beschäftigung" vorgelegt, das sie als ihren Beitrag zum „Bündnis 
für Arbeit und zur Standortsicherung" sieht. 

Das Aktionsprogramm der Bundesregierung setzt wie schon in den 
vergangenen Jahren auf Verbalaktionismus. Vorschläge früherer 
Programme, die allesamt versagt haben, werden wiederholt. 

Die Bundesregierung betont fortwährend, die Steuern zu senken, 
die Abgaben zu senken sowie Innovationen und Beschäftigung zu 
fördern. Das Ergebnis ist: Die Durchschnittsbelastung mit Steuern 
und Abgaben hat inzwischen die 50-%-Marke erreicht, die Staats- 
verschuldung ist auf Rekordhöhe, und die Arbeitslosigkeit wird in 
diesem Jahr die Vier-Millionen-Grenze überschreiten. 

Bereits 1996 klafft im Bundeshaushalt ein Loch von 6 Mrd. DM, für 
1997 werden weitere Steuerausfälle von rund 21 Mrd. DM pro- 
gnostiziert. Die ersatzlose Streichung der Vermögensteuer und 
noch nicht konkretisierte Senkungen bei der Erbschaft- und 
Schenkungsteuer bringen Einnahmeverluste für die Länder in 
Höhe von mindestens 8 Mrd. DM. Die Kommunen sollen auf die 
Gewerbekapitalsteuer verzichten und damit auf Einnahmen von 
rund 7 Mrd. DM. Der versprochene Abbau des Solidaritätszu- 
schlages für 1997 wird rund 4 Mrd. DM kosten. Die angekündig- 
te „mittelstandsfreundliche Senkung der Gewerbeertragsteuer" 
ist noch nicht einmal im Volumen beziffert. 

Die Bundesregierung kommt zum Eingeständnis, daß „die 
drückende Steuer- und Abgabenlast, die hohe Staatsquote und 
vielfältige bürokratische Hemmnisse den Spielraum für private 
Leistung einengen, die Effizienz der Wirtschaft beeinträchtigen 
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und das Land im internationalen Wettbewerb zurückwerfen " (Jah- 
reswirtschaftsbericht 1996). Von einer Regierung, die ein solches 
Urteil über ihre eigene Wirtschafts-, Finanz- und Steuerpolitik im 
14. Jahr ihrer Regierungszeit spricht, ist eine Lösung dieser Pro- 
bleme nicht mehr zu erwarten. 

Der Jahreswirtschaftsbericht ist der Offenbarungseid der Bundes- 
regierung, und das Aktionsprogramm ist ein erneuter Versuch, von 
den tatsächlichen Ursachen der wirtschafts- und finanzpolitischen 
Probleme abzulenken. Wie schon in den vergangenen Jahren geht 
die Regierung nach dem immer gleichen Schema vor: Die 
Schwächsten dieser Gesellschaft sollen die Hauptlast der Konso- 
lidierungspolitik tragen, und die Bundesländer und die Kommu- 
nen sollen einen überproportionalen Teil der Finanzlasten über- 
nehmen. Gleichzeitig werden Steuergeschenke an die 
wohlhabenden Wählerschichten gegeben. 

Das Aktionsprogramm der Bundesregierung ist in weiten Teilen 
nicht zustimmungsfähig und keine Antwort auf die Reformblocka- 
de, die 14 Jahre Regierungstätigkeit verursacht haben. Sein Maß- 
nahmenteil ist ungeeignet, den ökologischen und ökonomischen 
Herausforderungen angemessen zu begegnen, gefährdet den so- 
zialen Konsens und ist zudem mittelstandsfeindlich. 

Kein wirksamer Beitrag zur Senkung der Arbeitslosigkeit 

Die Ausgrenzung von - nach offiziellen Zahlen - knapp vier Mil- 
lionen Menschen aus dem Arbeitsmarkt und weiteren zwei bis drei 
Millionen, die gerne eine Arbeit aufnehmen würden bzw. sich in 
„Warteschleifen" aufhalten, stellt eine der größten Herausforde- 
rungen dar, der sich bundesdeutsche Politik bisher zu stellen hatte. 
Rationalisierung, steigende Produktivität und die Globalisierung 
der Märkte führen zur Verringerung von Erwerbsarbeitsplätzen. 

Das von der Bundesregierung vorgelegte Aktionsprogramm stellt 
sich dieser Herausforderung nicht. Die Bundesregierung betreibt 
statt dessen seit Jahren eine Politik der Deregulierung der Ar- 
beitsbeziehungen und des Sozialabbaus und legt auch jetzt keine 
schlüssigen Konzepte zur Bekämpfung der Erwerbslosigkeit und 
zur finanziellen Konsolidierung der Sozialversicherungen vor. 

Die Bundesregierung setzt zur Bewältigung der Beschäftigungs- 
krise ausschließlich auf eine Verbesserung der Angebotsbedin- 
gungen und lehnt Ausgabenprogramme explizit ab, da sie „allen- 
falls vorübergehende Beschäftigungswirkungen" mit sich 
brächten. Daß eine reine Angebotspolitik weder kurz- noch mit- 
telfristig einen spürbaren Anstieg der Beschäftigung nach sich 
zieht, zeigt der Blick in die USA und nach Großbritannien. 

Das Aktionsprogramm der Bundesregierung ist somit nicht nur 
kein wirkungsvoller Beitrag zum Bündnis für Arbeit, sondern stellt 
seinen Erfolg ernsthaft in Frage. Um die Arbeitslosigkeit bis zum 
Jahr 2000 zu halbieren oder auch nur spürbar zu senken, sind flan- 
kierende Ausgabenprogramme unverzichtbar. Beschäftigungs- 
wirksame Programme können aus dem Aufkommen einer Öko- 
steuer finanziert werden und damit gleichzeitig die 
Anschubfinanzierung für die dringend notwendige Energie- und 
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Verkehrswende liefern: Allein durch die Erschließung des Ener- 
giesparmarktes in der Bundesrepublik Deutschland können bis zu 
500 000 Arbeitsplätze neu geschaffen werden, und Investitionen 
in den öffentlichen Nahverkehr können eine dauerhafte Nachfra- 
ge nach beschäftigungsintensiven Mobilitätsdienstleistungen im 
Nahbereich erzeugen. 

Das Aktionsprogramm der Bundesregierung vernachlässigt zudem 
die Rolle, die die Arbeitszeitpolitik bei der Erreichung des Ziels, 
die Arbeitslosigkeit bis zum Jahr 2000 um die Hälfte zu reduzie- 
ren, spielen kann. Konkrete Vorschläge zur Novellierung des Ar- 
beitszeitgesetzes fehlen ebenso wie Maßnahmen zur konkreten 
Erschließung neuer Beschäftigungsfelder. 

Der anhaltende Strukturwandel läßt erwarten, daß die zukünfti- 
gen Beschäftigungsmöglichkeiten auch weiterhin vor allem im 
Dienstleistungssektor und in der Zunahme der Dienstleistungen 
innerhalb von Industriebetrieben liegen. Umweltfreundliche Mo- 
bilitätsdienstleistungen, Stoffstrommanagement, Multimedia, Ma- 
nagement und Organisation, Ausbildung und Beratung sind die 
Beschäftigungsfelder der Zukunft. In diesen Feldern sind die recht- 
lichen und finanzpolitischen Rahmenbedingungen zu schaffen, 
damit sie sich wirtschaftlich und beschäftigungswirksam entfalten 
können. Vergebens sucht man jedoch Vorschläge, die genau auf 
diese Felder abgestellt sind. 

Konkrete Vorschläge hat die Bundesregierung nur bezüglich der 
sozialversicherungsrechtlichen Absicherung von Beschäftigungs- 
verhältnissen in Privathaushalten gemacht. Der Deutsche Bun- 
destag warnt jedoch davor, sich von den geplanten steuerlichen 
Erleichterungen einen nennenswerten Entlastungseffekt für den 
Arbeitsmarkt zu versprechen. Zu klein ist der Kreis derjenigen, für 
die die geplante Erhöhung des Steuerfreibetrages einen nennens- 
werten Anreiz darstellt, bislang sozialversicherungsfreie in sozial- 
versicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse umzuwan- 
deln. 


C0 2 -Emissionen nach wie vor zu hoch - Selbstverpflichtungen kein 
geeignetes Instrument 

Das Aktionsprogramm ignoriert die ökologische Herausforderung. 
Noch immer bringt es die Bundesregierung fertig, ökonomische 
und ökologische Indikatoren getrennt voneinander auszuweisen 
und zu bewerten. So werden der Umwelt im Jahreswirtschaftsbe- 
richt der Bundesregierung gerade einmal eineinhalb von 111 Sei- 
ten gewidmet. Dies, obgleich führende Wirtschaftsforschungsin- 
stitute der Bundesrepublik Deutschland - ifo, DIW und RWI - erst 
kürzlich übereinstimmend feststellten, daß die Bundesrepublik 
Deutschland tief in den „roten Klimazahlen" steckt und die Selbst- 
verpflichtung zur Reduzierung der C0 2 -Emissionen voraussicht- 
lich nicht ausreichen wird, das selbstgesteckte Klimaschutzziel der 
Bundesregierung zu erreichen. Die Energieprognose der Prognos 
AG belegt, daß es nach 1995 sogar zu steigenden C0 2 -Emissionen 
kommen wird. 
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Hiervon unbeeindruckt propagiert die Bundesregierung auch in 
ihrem diesjährigen Jahres wirtschaftsbericht die Selbstverpflich- 
tung als einziges Instrument zur Steuerung des Umweltverbrau- 
ches. Selbstverpflichtungen sind aber keine Alternative für eine 
wirksame ökologische Steuer(ungs)politik. Selbstverpflichtungen 
können sich nur auf die Reduktion spezifischer Verbrauche bezie- 
hen. Unternehmensverbände, die Selbstverpflichtungen einge- 
hen, verfügen zudem über keine hinreichenden Sanktionsmög- 
lichkeiten gegenüber den Mitgliedsunternehmen. 

Schon jetzt zeichnet sich der Bruch der von Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl in Rio und Berlin gegebenen Versprechen ab. Der 
Bundesminister für Wirtschaft, Dr. Günter Rexrodt, hat bereits 
öffentlich die Erreichung des C0 2 -Minderungsziels der vermeint- 
lichen Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit des Industriestandorts 
Deutschland untergeordnet. 


Einstieg in die ökologische Steuerreform verpaßt 

Das Aktionsprogramm der Bundesregierung verzichtet auf jegli- 
che ökologische Akzente in der Finanz- und Steuerpolitik. Nicht 
einmal die überfällige substantielle Überprüfung umweltschädli- 
cher Steuersubventionen, wie sie beispielsweise auch der Bun- 
desverband der jungen Unternehmer wie auch Vertreter des Mit- 
telstandes im Dezember 1995 forderten, wird in Angriff 
genommen. 

Nach wie vor verweigert sich die Bundesregierung auch einer öko- 
logisch-sozialen Steuerreform, die den Umweltverbrauch belastet, 
Arbeitskosten entlastet, Spielraum für eine grundlegende Ein- 
kommen- und Unternehmensteuerreform bietet und eine An- 
schubfinanzierung für den ökologischen Umbau in den Bereichen 
Energie und Verkehr gewährleistet. Dabei liegen die durchge- 
rechneten Vorschläge der Opposition auf dem Tisch und werden 
von Teilen der Wirtschaftswissenschaft, Teilen der Unternehmen 
und von den Umweltverbänden unterstützt. Auch der Sachver- 
ständigenrat hat sich in seinem diesjährigen Gutachten prinzipi- 
ell für die Erhebung von Umweltsteuern ausgesprochen. 

Eine Ökosteuerreform ist notwendig, die derzeit längst nicht aus- 
geschöpften Beschäftigungspotentiale des ökologischen Umbaus 
in der Bundesrepublik Deutschland zu erschließen. Außerdem bie- 
tet sie der bundesdeutschen Wirtschaft Chancen, sich eine Vorrei- 
terposition auf internationalen Zukunftsmärkten beispielsweise im 
Bereich der Energieeinspartechnologien und der Technologien zur 
Erschließung regenerativer Energien zu verschaffen. Hier verfügt 
die Bundesrepublik Deutschland bereits heute über komparative 
Wettbewerbsvorteile. Hinzu kommt: Die von Ökosteuern ausgelö- 
sten Innovationsschübe und Nachfragewirkungen dürften zudem 
direkt der inländischen Wirtschaft zugute kommen. So müssen bei- 
spielsweise umweltfreundliche Mobilitätsdienstleistungen vor Ort 
erbracht werden und können nicht importiert werden. Hand- 
werksleistungen beispielsweise im Bereich der Wärmedämmung 
werden ebenfalls direkt zu Beschäftigungseffekten führen. 
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Eine Erhöhung der Mehrwertsteuer führt zu einer unspezifischen 
Belastung der Verbraucherinnen und Verbraucher. In Frage 
kommen nur Verbrauchsteuererhöhungen - etwa der Mineralöl- 
steuer die eine ökologische Wirkung entfalten. 

Aufbau Ost bleibt zentrale wirtschaftspolitische Herausforderung 

Noch immer gibt es nicht den Wirtschaftsstandort Deutschland, 
sondern zwei: Hatte der westliche während der Rezession der letz- 
ten Jahre mit strukturellen Defiziten und Versäumnissen im Ma- 
nagement zu kämpfen, haben sich im Osten mittlerweile viele Un- 
ternehmen auf Kosten der Belegschaft gesundgeschrumpft. 

Hatte der östliche nach Währungsschock, Zusammenbruch der 
Ostmärkte und einem beispiellosen industriellen Niedergang den 
optimistischen Ruf, europäische Wachstumsregion Nummer 1 zu 
sein, zeigt sich momentan, daß die ostdeutsche Wirtschaft viel zu 
sehr von der Bauwirtschaft abhängig ist. Mit dem Abflauen des 
Baubooms sind auch die Wachstumsraten der neuen Länder ab- 
gesackt. Nach wie vor besteht ein hoher Bedarf an Transfers in die 
neuen Länder, die den Aufbauprozeß unterstützen. 

Das Programm der Bundesregierung für Wachstum und Beschäf- 
tigung ignoriert diesen besonderen Bedarf der neuen Länder bei- 
nahe vollständig. Dies ist umso weniger verständlich, da für je- 
dermann sichtbar ist, daß die euphorischen Wachstumsprognosen 
der vergangenen Jahre für die ostdeutschen Länder nicht in Er- 
füllung gehen werden. Die Bundesregierung hatte nie den Mut 
und ernsthaften Willen zum Neuaufbau einer ausreichend großen, 
zukunftsorientierten ostdeutschen Industrie. Der Versuch, indu- 
strielle Kerne zu erhalten oder neu zu schaffen, wird im heutigen 
Umfeld umso schwieriger. Er bleibt jedoch notwendig. 

Beim Aufbau Ost geht es heute im wesentlichen um den Neuauf- 
bau. Die ostdeutsche Wirtschaft besteht zum großen Teil aus jun- 
gen Unternehmen. Dies bringt besondere Risiken und auch be- 
sondere Chancen mit sich. 

Die Chancen liegen in einer marktnäheren Wirtschaftsstruktur, ei- 
nem geringeren Anteil an veralteten Industrien und Produkten, 
modernerer Ausstattung und Infrastruktur, beweglicheren Unter- 
nehmen. 


Kürzung des Solidaritätszuschlags: Teure Wahlkampfhilfe für die 
F.D.P. 

Die vorzeitige Kürzung des Solidaritätszuschlages ist weder wirt- 
schafts- noch finanzpolitisch begründet, sondern einzig und allein 
ein wahltaktisches Manöver. Für das Jahr 1997 ist mit Steueraus- 
fällen von über 4 Mrd. DM, in den Folgejahren von 8 Mrd. DM 
jährlich zu rechnen. Ebenso durchsichtig ist der Versuch der Bun- 
desregierung, die Kosten dieser Aktion auf die Bundesländer ab- 
zuwälzen, indem diese die ihnen erst seit einem Jahr zugestande- 
nen Mehrwertsteueranteile - zur Finanzierung des neuen 
Finanzausgleiches in Deutschland - wieder an den Bund zurück- 
geben sollen. 
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Durch den Abbau des Solidaritätszuschlages werden ohne Not 
weitere Finanzierungsdefizite in erheblichem Ausmaß erzeugt, die 
realistisch nur durch eine weitere Kürzung der staatlichen Trans- 
fers nach Ostdeutschland oder durch eine Erhöhung der Mehr- 
wertsteuer geschlossen werden könnten. Beides schließt die 
Bundesregierung bislang aus. Hier hat sie eine erhebliche Glaub- 
würdigkeit slücke . 


Unsoziale Verteilung der Lasten 

Statt aufeinander abgestimmte wirtschafts-, beschäftigungs- und 
steuerpolitische Instrumente anzubieten, bereitet das Aktionspro- 
gramm - unter dem Vorzeichen der Senkung der Lohnnebenko- 
sten - auf weitere Maßnahmen des Sozialabbaus vor. Dies gilt für 
die Arbeitslosenhilfe, das Arbeitslosengeld, die Frühverrentung 
und die Berufs- und Erwerbsunfähigkeitsrenten. Dies gilt auch für 
die geplante Mietrechtsvereinfachung, die politisch forcierte Miet- 
erhöhungen mit sich bringen wird. Die Kosten der millionenfachen 
Erwerbslosigkeit sollen weiter zu Lasten der Erwerbslosen, der Be- 
schäftigten, der Länder und Kommunen umverteilt werden. Ar- 
beitsrechtliche Schutzstandards wie der Kündigungsschutz und 
die Beschränkungen für befristete Arbeitsverträge sollen weiter 
aufgeweicht werden. 

Auch eine Mehrwertsteuererhöhung - zu der es aller Voraussicht 
nach kommen wird, sobald die Landtagswahlen im März vorbei 
sind - ginge vor allem zu Lasten der einkommensschwachen Haus- 
halte, die aufgrund der Grundfreibeträge keinen Solidaritätszu- 
schlag zahlen mußten, aber von einer Mehrwertsteuererhöhung 
voll betroffen wären. Außerdem würde die Kaufkraft weiter redu- 
ziert, was gerade angesichts der derzeitigen Nachfragelücke auch 
volkswirtschaftlich unsinnig wäre. 


Sozialstaatsfinanzierung - nach wie vor ungeklärt 

Die Bundesregierung gefährdet den sozialen Frieden im Land und 
nimmt soziale Desintegration in Kauf. Die Höhe der Sozialversi- 
cherungsabgaben, die in diesem Jahr noch weiter steigen werden, 
trifft zunehmend auf Verdruß, untergräbt die Solidaritätsbereit- 
schaft, mindert die Kaufkraft und treibt die Arbeitskosten. Die im 
Aktionsprogramm unterbreiteten Vorschläge bleiben hinter den 
längst auf dem Tisch hegenden Vorschlägen für eine grundlegen- 
de Reform des Steuer- und Abgabensystems zur Senkung von 
Beiträgen zurück. 

Die angestrebten Kürzungen im Bereich der Arbeitslosenhilfe und 
im Bereich des Arbeitslosengeldes sind konzeptionslos, in ihrer 
volkswirtschaftlichen Dimension gering, für die einzelnen Betrof- 
fenen jedoch kaum zu verkraften. Das Ziel, die Abgabenbelastung 
bis zum Jahr 2000 auf unter 40 % zu senken, ist nicht allein durch 
Einsparungen zu realisieren, es sei denn, man will den Sozialstaat 
in seiner Grundausrichtung in Frage stellen. So ist beispielsweise 
bekannt, daß die Senkung auch nur eines Beitragspunktes in der 
Rentenversicherung ein Finanzvolumen von 14 Mrd. DM 
benötigt. 
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Wer die Beitragsbelastung senken will, der muß eine Neustruktu- 
rierung unseres Abgaben- und Steuersystems beherzt angehen 
und die Finanzierung des Sozialstaates auf eine neue Grundlage 
stellen. Hierzu finden sich jedoch im Aktionsprogramm nicht die 
notwendigen neuen Orientierungen. 


Einseitige, unökologische und orientierungslose Mittelstands- 
politik 

Die Mittelstandspolitik der Bundesregierung ist ebenfalls konzep- 
tionslos. Ihr Bekenntnis zum Mittelstand muß vor dem Hintergrund 
der realen Marktstrukturentwicklung in den Schlüsselbereichen 
der Wirtschaft als Lippenbekenntnis interpretiert werden. Der 
Bundesregierung fehlen zudem Aufbruchstimmung erzeugende 
Vorstellungen, wie zukunftsfähige Wirtschaftsstrukturen aussehen 
könnten. 

Zwar stellt die Bundesregierung zu Recht die Verbesserung der 
Rahmenbedingungen für einen vereinfachten Zugang kleiner und 
mittlerer Unternehmen zum Markt für Risikokapital in den Mittel- 
punkt ihrer Überlegungen. Die Vorschläge reichen jedoch nicht 
weit genug. In den USA besteht ein florierender Markt für priva- 
tes Risikokapital, bei uns gibt es derzeit nichts Vergleichbares. Es 
kann nicht sein, daß in der Bundesrepublik Deutschland diejeni- 
gen steuerlich entlastet werden, die in Immobilien investieren, und 
diejenigen, die in zukunftsfähige junge Unternehmen investieren, 
leer ausgehen. Kein Wort findet sich im Aktionsprogramm zur Rol- 
le der Banken und der Tatsache, daß zwischen der Kreditzusage 
durch die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) und der Auszah- 
lung durch die Hausbank mitunter Monate vergehen, die durch 
teure Zwischenlösungen überbrückt werden müssen. 

Der Herausforderung, die Mittelvergabe effizienter zu organisie- 
ren, Transparenz in die Vielfalt der Fördermöglichkeiten zu brin- 
gen und insgesamt die Fördermittelvergabe zu entbürokratisieren, 
stellt sich die Bundesregierung nicht. 

Auch in der Wettbewerbspolitik liefert die Bundesregierung nur 
Lippenbekenntnisse. Die im Jahreswirtschaftsbericht bekräftigte 
Auffassung des Sachverständigenrates, wonach „die beste Mittel- 
standspolitik eine Wirtschaftspolitik ist, die allen Unternehmen un- 
ter Wettbewerbsbedingungen möglichst freie Entfaltungsmög- 
lichkeiten gibt, unabhängig von ihrer Größe " , findet konzeptionell 
keinen Niederschlag. 

So wird beispielsweise mit der Novellierung des Energiewirt- 
schaftsgesetzes von 1935 das Hauptanliegen verfolgt, industrielle 
Großkunden möglichst preiswert mit Energie zu versorgen. Die- 
ses Konzept ist nicht nur unökologisch, da damit der Anreiz zu En- 
ergieeinsparung verlorengeht, sondern führt darüber hinaus noch 
zu höchst unerwünschten Markt- und Machtstrukturen. Statt dafür 
zu sorgen, daß der Energiemarkt durch eine Vielzahl von Anbie- 
tern geprägt wird - wie es eigentlich erforderlich wäre strebt die 
Bundesregierung einen europäischen Dumpingwettbewerb an, 
der zu einer weiteren Konzentration führt. Hierdurch werden ins- 
besondere die großen Energieversorgungsunternehmen begün- 
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stigt, die bereits heute aufgrund von Monopolgewinnen in ande- 
re lukrativere Märkte - insbesondere Telekommunikation und Ent- 
sorgungswirtschaft - eindringen und damit kapitalschwächere 
kleine und mittlere Unternehmen aus dem Markt drängen. 

Die Bundesregierung verhält sich auch mittelstandsfeindlich, 
wenn sie ausschließlich auf eine EU-weite Energiebesteuerung 
setzt, weil sie die von einem ökologischen Strukturwandel aus- 
gelösten Friktionen für energieintensiv produzierende Großunter- 
nehmen fürchtet. Daß mittelständische Unternehmensverbände 
wie der Bund junger Unternehmer sich inzwischen für die Ein- 
führung einer Ökosteuer ausgesprochen haben, wird von der Bun- 
desregierung schlichtweg ignoriert. 

Finanzpolitik zu Lasten der Länder und Kommunen 

Die Bundesregierung versucht weiterhin, einen Teil der Finanzla- 
sten, die durch ihre Schuldenpolitik entstanden sind, auf die un- 
teren Ebenen des Staates zu verlagern. Die Finanzlage der Kom- 
munen hat sich bundesweit - wenn auch örtlich und regional 
differenziert - dramatisch verschlechtert. Dies ist nicht nur eine 
Folge von Rezession und Erwerbslosigkeit, sondern auch Resultat 
der hohen Zusatzbelastung durch bundesgesetzliche Verpflich- 
tungen und der Steuerpakete der letzten Jahre (Standortsiche- 
rungsgesetz, Jahressteuergesetz 1996, Steueränderungsgesetze). 
Mit dem geplanten „Nationalen Stabilitätspakt" will die Bundes- 
regierung erneut die Haushalte von Ländern und Kommunen zu- 
sätzlich belasten. Darüber hinaus soll die geplante Abschaffung 
der Vermög ensteuer von den Ländern selbst getragen werden. Die 
Bundesregierung hat keinerlei Kompensation für die Abschaffung 
vorgesehen und produziert somit - aus durchsichtigen wahltak- 
tischen Gründen - Blockaden. 

Steuerreform als Truggebilde 

Die Steuerpolitik der Bundesregierung vertieft die soziale Un- 
gleichheit. Die Steuererhöhungen der letzten Jahre haben die un- 
teren und mittleren Einkommen besonders stark belastet, während 
die steuerlichen Entlastungen vor allem den einkommensstarken 
Gruppen in der Bevölkerung zugute kamen. 

Die Bundesregierung läßt es zu, daß seit Jahr und Tag eine ge- 
rechte Besteuerung faktisch nicht mehr stattfindet. Belastet wer- 
den nur noch die ehrlichen und pünktlichen Steuerzahler, deren 
Arbeitslohn an der Quelle besteuert wird. Die Steuerpolitik der 
Bundesregierung begünstigt damit Schattenwirtschaft und Steu- 
erkriminalität. Das Jahressteuergesetz 1996 hat diesen Zustand 
nicht beendet, obwohl eine von der Bundesregierung eingesetzte 
Reformkommission (Bareis-Kommission) Vorschläge zu einer um- 
fassenden Entrümpelung des Einkommensteuerrechts vorge- 
schlagen hatte. Diese Vorschläge wurden allesamt verworfen. 

Das Einkommensteuerrecht bleibt deshalb im wesentlichen, wie 
es bisher war: ungerecht und undurchschaubar, gleichzeitig aber 
voller Schlupflöcher, die Gutverdienenden und ihren Steuerbera- 
tern viele Steuersparmöglichkeiten eröffnen. Wenn jetzt die Bun- 
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desregierung ein Jahr später die Vorschläge der Bareis-Kommis- 
sion für eine Reform im Jahr 1998 wieder aufgreift („Tarif -Reform 
2000"), kann dies kaum ernst genommen werden. Der Reform- 
vorschlag ist der Einstieg in die Wahlkampfrhetorik des Jahres 
1998. Die fatale Konsequenz: Eine rationale Verständigung über 
die Notwendigkeit einer durch Steuerpolitik erleichterten Eigen- 
kapitalbildung - insbesondere kleiner und mittlerer Unternehmen 
- unterbleibt. 

Die Vorschläge der Bundesregierung erwecken den Eindruck, ein- 
seitig Unternehmens- und Gewinneinkommen zu begünstigen, 
während die dringend notwendige Reform des Einkommensteu- 
errechts, die sich an den Kriterien Transparenz, Verständlichkeit, 
Nachvollziehbarkeit, Gerechtigkeit (vertikal und horizontal) ori- 
entieren muß, lediglich angekündigt wird. 

Subventionsabbau kommt nicht voran 

Die Bundesregierung spricht davon, daß alle Subventionen auf den 
Prüfstand sollen. Tatsächlich vermeidet sie alles, was zu einem sub- 
stantiellen Abbau der Subventionen und Steuervergünstigungen 
führen würde. Ihre einzige konkrete Aussage verweist auf ein Vor- 
ziehen des degressiven Abbaus der Kohlesubventionen, während 
in allen anderen Subventionsbereichen keinerlei Abbau- oder 
Streichungsmaßnahmen vorgesehen sind. Es fehlt der Mut, den 
Unfug unüberschaubarer - in der Mehrzahl beliebiger klientelori- 
entierter - Ausnahmen durch eine neue, vereinfachende Steuer- 
systematik zu beenden. 

Die Bundesregierung meint es nicht tatsächlich ernst mit dem Sub- 
ventionsabbau. So kündigt die Bundesregierung in Nummer 11 
des Aktionsprogrammes an, die im Jahressteuergesetz vorgenom- 
menen Einschränkungen bei der Privatnutzung von Dienst- und 
Geschäftswagen sowie bei den Pauschsätzen für Verpflegungs- 
mehraufwand zu überprüfen und ggf. aufkommensneutral zu kor- 
rigieren. Offensichtlich hat hier die Lobby der Automobilindustrie 
und gut verdienender Selbständiger eine größere Durchschlags- 
kraft als die zahlreichen Proteste von Wohlfahrtsverbänden gegen 
die beabsichtigten Kürzungen bei den Sozialleistungen. 


Ausbildungsplatzsituation unverändert dramatisch 

Der Deutsche Bundestag stimmt mit der Bundesregierung in der 
allgemeinen Bewertung von Bildung und Qualifikation als we- 
sentlichem Standortvorteil der Bundesrepublik Deutschland über- 
ein. Die aktuelle Regierungspraxis sowohl im Bereich der berufli- 
chen Qualifizierung als auch gegenüber den Hochschulen ist, 
gemessen an dieser behaupteten Einsicht, allerdings völlig un- 
zulänglich und läßt außerdem jede konzeptionelle Konsistenz ver- 
missen. 

Die Ausbildungsplatzsituation in der Bundesrepublik Deutschland 
ist unverändert dramatisch. Insbesondere in den neuen Bundes- 
ländern, aber auch für eine wachsende Zahl von Regionen in den 
alten Bundesländern besteht ein dringender Handlungsbedarf, um 
allen Bewerberinnen und Bewerbern einen Ausbildungsplatz zu 
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vermitteln. Mit dem Angebot, die Ausbildungsplätze um 5 % bzw. 
10 % zu erhöhen, sind Bundesregierung und Arbeitgeber ge- 
genüber den jungen Menschen, die auf diese Versprechungen set- 
zen, eine große Verantwortung eingegangen. 


Hochschulen werden vernachlässigt 

Bund und Länder haben die gemeinsame Aufgabe, die Finanzie- 
rung, die zukunftsorientierte Entwicklung und die Unabhängig- 
keit der Hochschulen sicherzustellen. Die Finanzierung der Hoch- 
schulinfrastruktur ist und bleibt vorrangig Aufgabe der 
öffentlichen Hand. Der Versuch der Bundesregierung, die Unter- 
finanzierung der Hochschulen auf die Studentinnen und Studen- 
ten abzuwälzen, ist bildungspolitisch unsinnig, ökonomisch wir- 
kungslos und unsozial. Das Finanzloch der Hochschulen kann 
weder durch Studiengebühren noch durch Umstellung des Rück- 
zahlungsanteils des BAföG auf ein zu verzinsendes Darlehen ge- 
stopft werden. Voraussetzung für die Erneuerung der Hochschu- 
len und für die Stärkung ihres Innovationsbeitrags ist zuallererst, 
das Problem der Studierendenförderung zu lösen. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, end- 
lich die folgenden Reformprojekte zu verwirklichen: 

1. Die Bundesregierung wird auf gef ordert, bei der Einleitung 
einer ökologischen Steuerreform nicht auf die Initiative der 
EU zu warten. Entsprechende Vorschläge für die Ein- 
führung einer Energiesteuer, einer Ökosteuer und für den 
Abbau ökologisch schädlicher Subventionen liegen auf 
dem Tisch und sind in ein entsprechendes Konzept zu über- 
führen, das den Umweltverbrauch belastet, Arbeitskosten 
entlastet, Spielraum für eine grundlegende Einkommen- 
und Untemehmensteuerreform gibt und den ökologischen 
Umbau in den Bereichen Energie und Verkehr fördert. 

Eine grundlegende Reform der Energiewirtschaft ist ein- 
zuleiten. Das Energiewirtschaftsgesetz aus dem Jahre 1935 
ist durch ein Energiegesetz zu ersetzen. Der Einsicht der 
Bundesregierung, daß „Wettbewerb Motor wirtschaftlicher 
Effizienz ist und die Konzentration von Macht verhindert ", 
ist endlich auch im Bereich der Energiewirtschaft Rechnung 
zu tragen. 

Die Rahmenbedingungen sind so zu setzen, daß die Ener- 
gieeinsparpotentiale erschlossen werden und der Einstieg 
ins Solarzeitalter gewährleistet wird. 

2. Die Bundesregierung wird weiter auf gef ordert, den Soli- 
daritätszuschlag nicht vor 1998 abzusenken oder abzu- 
schaffen. Eine Mehrwertsteuererhöhung ist nicht vorzuse- 
hen. Der Solidaritätszuschlag kann erst im Rahmen eines 
Gesamtkonzepts der Einkommensbesteuerung abge- 
schafft werden und auch erst dann, wenn er für den Auf- 
bau Ost nicht mehr benötigt wird. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, folgende Reform- 
projekte umgehend in Angriff zu nehmen: 
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- Das Einkommensteuersystem ist umfassend zu refor- 
mieren. Transparenz, Vereinfachung und Gerechtigkeit 
sind hierzu die leitenden Grundsätze. Erste Schritte sind 
bereits im geplanten Steuerrechtsänderungspaket für 
1997 vorzusehen. Die Vorschläge zum Abbau von Steu- 
ervergünstigungen und zur Steuervereinfachung lie- 
gen seit Jahren auf dem Tisch. Es gibt keinen Grund, 
mit dieser Reform bis zum Jahr 2000 zu warten. Grund- 
legende Vorarbeiten sind mit dem Gutachten der 
Bareis-Kommission bereits geleistet worden. Die Über- 
legungen der Kommission müssen für eine gründliche 
Entrümpelung des Einkommensteuerrechts genutzt 
werden. Leitgedanke der Reform muß es sein, die viel- 
fältigen und in ihren Zwecken nicht deutlichen steuer- 
lichen Subventionen abzubauen und im Gegenzug die 
nominellen Steuersätze zu reduzieren. Damit kann er- 
reicht werden, daß die effektiven Belastungen den no- 
minellen Belastungen angenähert werden. Gleichzei- 
tig muß zum linear-progressiven Tarif zurückgekehrt 
werden. Auch dies schafft zusätzlichen Spielraum für 
Steuersenkungen. 


- Die föderalen Finanzbeziehungen sind grundsätzlich 
zu reformieren. Dazu gehört insbesondere eine struk- 
turelle Neuordnung der Gemeindefinanzen. Detailkor- 
rekturen wie bisher reichen nicht mehr aus, das Ge- 
meindefinanzsystem bedarf vielmehr einer 
umfassenden Reform. Dazu zählt insbesondere die Re- 
vitalisierung der Gewerbesteuer. Damit werden die 
Steuergerechtigkeit gewährleistet und gleichzeitig 
eine aufkommensneutrale Senkung der Steuertarife für 
alle Steuerpflichtigen ermöglicht. Dabei muß sich die 
finanzielle Eigenverantwortung der Gemeinden in ei- 
nem funktionsfähigen Hebesatzrecht niederschlagen. 
Der Bund muß sich künftig stärker an den finanziellen 
Verpflichtungen beteiligen, die bisher auf kommunaler 
Ebene getragen wurden. Die Selbstverwaltungsgaran- 
tie des Grundgesetzes, die auch die Grundlagen der 
finanziellen Eigenverantwortung umfaßt (Artikel 28 
Abs. 2 GG) kann auf diese Weise mit Leben gefüllt wer- 
den. 


3. Der Sozialstaat ist auf eine neue Finanzierungsgrundlage 
zu stellen. Es ist zu prüfen, mit welchen Mitteln die Finan- 
zierungsbasis der Sozialversicherung durch die Einbezie- 
hung neuer Personenkreise wie Selbständige und Beamte 
erweitert werden kann. Die Finanzierung der aktiven Ar- 
beitsmarktpolitik ist durch einen zweckgebundenen Bun- 
deszuschuß an die Bundesanstalt für Arbeit zu gewährlei- 
sten. Hierbei ist insbesondere die Gegenfinanzierung über 
den Einstieg in eine ökologische Steuerreform zu berück- 
sichtigen. Damit wird Spielraum für eine Senkung der So- 
zialversicherungsbeiträge gewonnen. 
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Die aktuellen Vorhaben zur Kürzung von Sozialleistungen 
sind zurückzunehmen, da sie ungeeignet sind, zur Be- 
schäftigungssicherung und -ausweitung beizutragen, und 
zudem die Lasten ungerecht verteilen. 

Insbesondere fordert der Deutsche Bundestag: 

- Die aktuellen Vorhaben zur Abschaffung der Frühver- 
rentung sind zurückzunehmen. Statt dessen sind ge- 
setzliche Rahmenbedingungen zu schaffen, die älteren 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern einen gleiten- 
den Übergang in den Ruhestand ermöglichen. Allein 
der gleitende Übergang in den Ruhestand kann die Al- 
ternative zur Frühverrentung sein. Es ist zu prüfen, in- 
wieweit die bestehenden Möglichkeiten zur Höherver- 
sicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung 
ausgebaut und auf die Arbeitslosenversicherung über- 
tragen werden können, um eine soziale Flankierung 
von Arbeitszeitverkürzungen zu ermöglichen. 

- Der vorliegende Gesetzentwurf zur Reform der Ar- 
beitslosenhilfe ist zurückzuziehen. Es ist eine Novelle 
des Arbeitsförderungsgesetzes vorzulegen. Das Ar- 
beitsförderungsgesetz ist für alle Arbeitslosen zu öffnen 
und gezielt als Instrumentarium der Frauenförderung 
auszubauen. 

- Der vorliegende Gesetzentwurf zur Reform des Sozial- 
hilferechts ist zurückzuziehen. Statt dessen ist zur 
Reform des Sozialhilferechtes kurzfristig ein neuer Ge- 
setzentwurf vorzulegen, der mit der hoheitlich-ord- 
nungspolitischen Orientierung der Sozialhilfe bricht 
und einem an Sozialstaatlichkeit und Menschenwürde 
ausgerichteten Verständnis dieses letzten Netzes der 
sozialen Sicherung gerecht wird. Mittelfristig ist darü- 
ber hinaus eine Konzeption für eine umfassende Sozi- 
alreform vorzulegen, die die Mängel der einseitig er- 
werbsarbeits- und ehezentrierten Sicherungssysteme 
behebt und sie durch eine bedarfsorientierte Grundsi- 
cherung armutsfest macht. 

- Die Reform des Sozialhilferechts ist mit der Reform der 
Kommunalfinanzen zu verknüpfen. Es ist zu berück- 
sichtigen, daß die Bundesregierung endlich die Son- 
derlasten für die Kommunen beseitigt. Der Bund weist 
den Kommunen Verwaltungsaufgaben zu, stellt sich je- 
doch gleichzeitig von der Finanzierungsverantwortung 
frei. Dies betrifft besonders die Lasten der Sozialhilfe, 
die die Kommunen kaum noch tragen können. Ziel ei- 
ner Reform muß es deshalb sein, daß die Ausgabenlast 
grundsätzlich dem Rechtsträger zufällt, der Aufgaben 
durch sein Gesetz verursacht hat. Dadurch wird dem 
Prinzip der Finanzverantwortlichkeit wieder stärker 
Geltung verschafft. Der Leitsatz „Der Bund bestellt - 
die Kommunen bezahlen" darf nicht länger gelten. Der 
Bund muß sich künftig stärker an den finanziellen Ver- 
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pflichtungen beteiligen, die bisher auf kommunaler 
Ebene getragen wurden. 

- Der Kostenentwicklung im Gesundheitswesen ist Ein- 
halt zu gebieten. Es gilt, die beträchtlichen Rationali- 
sierungspotentiale zu erschließen, die im bestehenden 
System liegen. Instrumente hierfür sind z. B. die Positiv- 
liste und die bessere Verzahnung von ambulanter und 
stationärer Behandlung. Das Beitragsaufkommen der 
gesetzlichen Krankenversicherung ist durch Anhebung 
der Beitragsbemessungsgrenze zu erhöhen. Wegen des 
Sachleistungsprinzips ginge hiervon ein entscheiden- 
der Impuls zur Begrenzung oder gar Senkung der 
durchschnittlichen Beitragssätze aus. Bei der Realisie- 
rung der 3. Stufe der Gesundheitsreform ist sicherzu- 
stellen, daß das Solidaritätsprinzip der gesetzlichen 
Krankenkassen aufrechterhalten bleibt und die Lei- 
stungen der gesetzlichen Krankenkassen allen Versi- 
cherten gleichermaßen zur Verfügung stehen. 

4. Eine Entschärfung der Beschäftigungssituation ist nicht 
allein über die Erschließung zusätzlicher Beschäftigungs- 
felder möglich. 

- Deshalb sind die Tarifpartner durch ein neues Arbeits- 
zeitgesetz bei den Bemühungen für eine Umverteilung 
von Erwerbsarbeit zu unterstützen. Dieses Arbeitszeit- 
gesetz soll die Jahresarbeitszeit zur Grundlage nehmen. 
In einem Rahmen, der ökonomische, ökologische und 
gesellschaftliche Anforderungen berücksichtigt, sind 
klare Restriktionen für Mehrarbeit vorzunehmen. 

- Den Flexibilisierungsanforderungen der Unternehmen 
sind rechtlich abgesicherte Arbeitszeitoptionen entge- 
genzustellen, die die Beschäftigten entsprechend ihrer 
Interessenlage und jeweiligen Lebenssituation in An- 
spruch nehmen können und die die Vereinbarkeit von 
Erwerbs- und Familienarbeit sicher st eilen. 

- Es ist zu prüfen, durch welche sozialversicherungs- 
rechtlichen und steuerpolitischen Möglichkeiten indi- 
viduelle Arbeitszeitverkürzungen abgesichert werden 
können. 

5. Es ist ein Gesamtkonzept „Förderung der kleinen und mitt- 
leren Unternehmen - Förderung einer zukunftsfähigen 
Wirtschaftsentwicklung " vorzulegen. 

- Die Mittelstandspolitik muß endlich an ökologischen 
Erfordernissen orientiert werden. Hierzu ist insbeson- 
dere die Umwandlung des bestehenden Energiewirt- 
schaftsgesetzes in ein neues Energiegesetz erforderlich, 
mit dem die wettbewerbsfeindliche und umweltschäd- 
liche Monopolstellung der Energieversorgungsunter- 
nehmen beseitigt und Neuanbietern, insbesondere Exi- 
stenzgründern, der Marktzugang erleichtert werden. 
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- Die Ankündigung der Bundesregierung für die Besei- 
tigung der Hemmnisse im Bereich des Zugangs zu Ri- 
sikokapital ist zügig umzusetzen. Gleichzeitig müssen 
die steuerlichen Konditionen für die Bildung und die In- 
vestition von Eigenkapital verbessert werden. 

- Dem nächsten Jahres wirtschaftsbericht ist ein Bericht 
beizufügen, der die Fortschritte und die auftretenden 
Schwierigkeiten auf diesem Gebiet dokumentiert. 

- Die Bundesregierung wird ihren Einfluß auf die KfW 
dahin gehend geltend machen, daß die Fristen zwi- 
schen Antragsbewilligung und Auszahlungen verkürzt 
werden. 

- Ergänzend ist es erforderlich, mehr Transparenz und Ef- 
fizienz im Bereich der Mittelstandsförderung zu schaf- 
fen und vorhandene Förderprogramme zu straffen. Die 
Bundesregierung wird aufgefordert, noch in diesem 
Jahr dem Deutschen Bundestag ein Konzept vorzule- 
gen, das den Kriterien der Transparenz und Vereinfa- 
chung von Förderprogrammen Rechnung trägt. 

- Ein Gewerbemietspiegel und ein wirksamer Kündi- 
gungsschutz für Gewerbemieter müssen eingeführt 
werden, um kleine und mittlere Unternehmen vor will- 
kürlichen Mietforderungen und Kündigungen zu schüt- 
zen. 

- Im Interesse der Herausbildung zukunftsfähiger mit- 
telständischer Wirtschaftsstrukturen, gerade auch im 
Bereich der Energiesparmärkte und des Umwelttech- 
nikmarktes, sind die Bedenken gegen die Einführung 
von Umweltsteuern zurückzustellen und Überlegun- 
gen vorzustellen, wie die mit der Einführung von Öko- 
steuern einhergehenden Friktionen abgemildert wer- 
den können. Dazu wird die Bundesregierung dem 
Deutschen Bundestag noch 1996 einen Bericht vorle- 
gen, der die voraussichtliche branchen- und betriebs- 
größenspezifische Belastung bei der Einführung von 
Energiesteuern benennt und Vorschläge für Friktions- 
milderungen unterbreitet. 

6. Die Bundesregierung muß sicherstellen, daß endlich mit 

dem Subventionsabbau begonnen wird. 

- Ein erster Schritt ist der Abbau der ökologisch schädli- 
chen Subventionen: 

a) Angleichung des ermäßigten Mineralölsteuersatzes 
für Diesel an den Steuersatz auf bleifreies Benzin, 

b) Abschaffung der Steuerbefreiung für Kerosin, Schif- 
fahrtbetriebsstoffe und für das sog. Herstellerprivi- 
leg (Eigenverbrauch der Raffinerien) innerhalb der 
Mineralölbesteuerung, 
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c) Abschaffung der Mineralölsteuerbefreiung für 
Fahrzeuge und Schiffe von Behörden und der Bun- 
deswehr, 

d) Umwandlung der Kilometerpauschale in eine 
verkehrsmittelunabhängige Entfernungspauschale 
bei Absenkung des Pauschsatzes zunächst auf 
50 Pf /km und schrittweise auf 20 Pf /km, 

e) Abbau der Subventionen für den deutschen Stein- 
kohlebergbau, 

f) Kürzung von Mitteln aus dem Bundesfernstraßen- 
bau, 

g) Überprüfung der Wirtschaftsförderungsleistungen 
an die Bundesländer auf ihre ökologischen Auswir- 
kungen und zukünftige Koppelung der Leistungen 
an die Umweltverträglichkeit der geförderten Pro- 
jekte. 

- Alle Subventionen müssen auf den Prüfstand. Bislang 
nicht quantifizierte steuerliche Subventionen müssen 
evaluiert werden. 

- Die Bundesregierung muß zugleich dafür sorgen, daß 
künftig die Subventionsvergabe in einer transparenten 
Weise geschieht und daß eine demokratisch organi- 
sierte Kontrolle und Begutachtung stattfinden. Sub- 
ventionen sollen deshalb zeitlich begrenzt und mög- 
lichst degressiv angelegt sein (Sunset-Legislation). 

- Wichtig ist auch die Revision der Berichterstattung über 
die Subventionsentwicklung: Subventionen müssen 
künftig in vollem Umfang in den Subventionsberichten 
von Bund und Ländern ausgewiesen werden. Ebenso 
notwendig ist es, das Ausmaß, die Ziele, Wirkungen und 
Gefahren der Subventionen durchschaubar zu machen 
und präzise offenzulegen. 

- Die Ziel- und Erfolgskontrolle der Subventionsvergabe 
muß dabei durch eine Begutachtung unabhängiger Ex- 
perten ergänzt werden. 

7. Die Bundesregierung wird auf gef ordert, keine weitere Ab- 
senkung der Aufbau-Ost-Förderung durch den Bund zu 
veranlassen. Statt dessen ist die Aufbau-Ost-Förderung in 
nächster Zeit umzustellen. Die pauschale flächendecken- 
de Förderung muß einer gezielteren Politik weichen. 

- Ein Abbau der steuerlichen Sonderförderung ist vor- 
rangig. 

- Die direkte und systematische Förderung von For- 
schung und Entwicklung, von Risiko- und Beteili- 
gungskapital, von Unternehmensgründungen (auch 
aus ABM), die Auflegung eines Infrastrukturpro- 
gramms und die Konzentration der Wohnungsbauför- 
derung auf Stadterneuerung und die Sanierung von 
Großsiedlungen sind in die Wege zu leiten. 
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- Ostdeutschland kann und sollte ein EU-weit einzigar- 
tiges Referenzprojekt für nachhaltiges Wirtschaften 
und Umweltsanierung werden. Die radioaktiven Uran- 
bergbauhalden der SDAG Wismut, die kontaminierten 
Flächen in den Chemieregionen, die zahlreichen Indu- 
striebrachen, die Hinterlassenschaften des Braun- 
kohletagebaus, die Schadstoff- und Giftmülldeponien, 
die mit Gülle, Klärschlamm und Chemiedünger strapa- 
zierten Böden müssen entsorgt und rekultiviert werden. 
Das bietet die große Chance für den Aufbau einer welt- 
weit führenden Umweltbranche in Ostdeutschland, die 
durch nachweisbare Kompetenz Wettbewerbsvor- 
sprünge auf den internationalen Märkten gewinnt. Der 
Bund muß die Nutzung dieser Chancen durch Modell- 
projekte, eine verbesserte Forschungs- und Innovati- 
onsförderung und in seiner Rolle als öffentlicher Auf- 
traggeber unterstützen. 

- Ein wesentlicher Aspekt für den Aufbau Ost liegt in der 
Revitalisierung der osteuropäischen Märkte. Hier sind 
längst nicht alle Möglichkeiten ausgeschöpft, z.B. die 
Wiederbelebung von Bartergeschäften oder die Schaf- 
fung von Produktionsverbünden zwischen Hoch- und 
Niedriglohnländern. Durch die bewußte Auslagerung 
von Produktionen, die am Hochlohn-Standort Deutsch- 
land im Wettbewerb nicht zu halten sind, entstehen in 
Osteuropa Einkommen, die auch die Nachfrage nach 
ostdeutschen Produkten erhöhen. Die Bundesregie- 
rung muß im Rahmen der EU darauf hinwirken, die 
Grenzen nach Mittelosteuropa weiter zu öffnen, die Zu- 
sammenarbeit zu intensivieren und die Länder Mittel- 
und Osteuropas in den weiteren Prozeß der europäi- 
schen Einigung unwiderruflich einzubinden. 

8. Ein langfristig angelegtes Programm zur Sicherung von 

Ausbildungsstellenist zu entwickeln. Das duale System der 

beruflichen Bildung ist wieder funktionsfähig zu machen. 

- Die konkrete Ausrichtung der Ausbildungsgänge im 
Bundesdienst muß breiteren zukünftigen beruflichen 
Verwendungsmöglichkeiten, die auch eine Beschäfti- 
gung außerhalb des öffentlichen Dienstes zulassen, 
Rechnung tragen. 

- In den neuen Bundesländern sind betriebsnahe und 
überbetriebliche Ausbildung in Verbundbildungspro- 
jekten und überbetrieblichen Ausbildungsstätten ver- 
stärkt zu fördern. 

- Die Förderung von Ausbildungsstellen für Frauen, vor 
allem auch in von Männern dominierten Berufen, ist 
dringend geboten. 

- In den Tarifrunden sind durch Vereinbarungen zu Aus- 
bildungsplatzquoten und auch Übernahmegarantien 
für Ausgebildete Zeichen der Solidarität der Erwerb- 
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stätigen mit den Schulabgängerinnen und Schulab- 
gängern zu setzen. 

- Falls sich abzeichnet, daß die Wirtschaft ihr Lehrstel- 
lenversprechen nicht einhält, müssen Betriebe, die sich 
dieser Aufgabe entziehen, in die Pflicht genommen 
werden. 

9. Die Bundesregierung wird aufgefordert, von ihren BAföG- 
Plänen Abstand zu nehmen und das Bundesausbildungs- 
förderungsgesetz durch eine bedarfsdeckende, elternun- 
abhängige und solidarisch refinanzierte Förderung aller 
Studierenden mittels eines Bundesausbildungsförderungs- 
fonds (BAFF) zu ersetzen. 

Bund und Länder haben außerdem gemeinsam Sorge dafür 
zu tragen, daß 

- die Zugangschancen zu den Hochschulen verbessert 
werden, um Bildungs- und Begabungsreserven auszu- 
schöpfen, 

- den Studierenden ein zügiges und leistungsorientiertes 
Studium ermöglicht wird, 

- die Qualität der Lehre durch Orientierung der Studien- 
inhalte an den gesellschaftlichen Innovationsaufgaben 
gesteigert wird. 

10. Der nächste Jahres wirtschaftsbericht ist als integrierter 
Jahres wirtschafts- und Umweltbericht auszugestalten. Es 
ist insbesondere darzulegen, welchen Stand die Bundesre- 
publik Deutschland bei den Bemühungen zu der Erfüllung 
der in Rio de Janeiro eingegangenen Verpflichtung zur Re- 
duzierung des Trerbhausgases erreicht hat und welche 
Konsequenzen die Bundesregierung aus den dann vorlie- 
genden Daten zieht. 

Bonn, den 6. Februar 1996 

Margareta Wolf 
Marieluise Beck (Bremen) 

Matthias Berninger 
Andrea Fischer (Berlin) 

Kristin Heyne 

Wolfgang Schmitt (Langenfeld) 

Werner Schulz (Berlin) 

Rainder Steenblock 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 
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